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Alle in den Blick nehmen

Förderung von Innovationen und die Weiterentwicklung der integrierten Pflan-
zenschutzverfahren stehen im Mittelpunkt des NAP. Unterstützung finden sie 
in den Förderprogrammen der Gemeinschaftsaufgabe, beispielsweise durch die 
Agrarumweltmaßnahmen.

Nationaler Aktionsplan  
und die Agrarumwelt- 
maßnahmen

D er 2008 von der Agrarministerkon-
ferenz des Bundes und der Länder 

verabschiedete nationale Aktionsplan zur 
nachhaltigen Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln besteht aus einem Paket von 
Maßnahmen, die die bestehenden Regelun-
gen zum Pflanzenschutz unterstützen.

Ziel des nationalen Aktionsplans ist, die 
Risiken, die durch die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln entstehen können, 
weiter zu reduzieren, und dabei möglichst 
auch noch die wirtschaftliche Situation der 
Betriebe zu verbessern.

Insbesondere ist die Anwendung von che-
mischen Pflanzenschutzmitteln auf das not-
wendige Maß zu begrenzen, damit unnötige 
Anwendungen dieser Pflanzenschutzmittel 
unterlassen und nichtchemische Pflanzen-
schutzmaßnahmen verstärkt eingesetzt 
werden. Im Mittelpunkt der Maßnahmen 
stehen die Förderung von Innovationen im 
Pflanzenschutz und die Weiterentwicklung 
der Verfahren des integrierten Pflanzen-
schutzes. Dazu sollen geeignete Maßnah-
men, die von Bund und Ländern durchge-
führt und getragen werden, beitragen.

Die Maßnahmen sollen dazu führen, dass

Risiken reduziert werden, die durch die 1.	
Anwendung insbesondere chemischer 
Pflanzen-schutzmittel für Mensch, Tier 
und Naturhaushalt entstehen, und die In-
tensität der Anwendung dieser Pflanzen-
schutzmittel zurückgeführt wird, wobei 
 
- Anwendungen chemischer Pflanzen-
schutzmittel, die über dem notwendigen 
Maß liegen, maßgeblich zu senken sind und 
 
- ein deutlicher Anteil chemischer Pflan-
zenschutzmaßnahmen durch nichtche-
mische Maßnahmen zu ersetzen ist;

Rückstände von Pflanzenschutzmit-2.	
teln in einheimischen und eingeführten 
Agrarprodukten weiter zurückgehen 
- möglichst unter ein Prozent der un-
tersuchten Proben - und damit ein we-
sentlicher Beitrag zum vorsorgenden 
Verbraucherschutz geleistet wird;

die wirtschaftliche Situation der Be-3.	
triebe verbessert wird, indem Kosten 
für unnötige Anwendungen von Pflan-
zenschutzmitteln vermieden werden.

Bei der Umsetzung des Maßnahmenpake-
tes dieses nationalen Aktionsplans wird 
nach fachlicher Einschätzung erwartet, 
dass Risiken, die durch die Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln für den Na-
turhaushalt entstehen, durch die Maß-
nahmen des Aktionsplans in den kom-
menden Jahren weiter reduziert werden 
können. Es ist anzunehmen, dass bis zum 
Jahr 2020 eine Reduktion der Risikopo-
tenziale um weitere 25 Prozent erreicht 
werden kann. Als Basis für die Berech-
nung der Risiken werden die Mittelwerte 
der Berechnungen für die Jahre 1996 bis 
2005 herangezogen. 

Förderung des inte-
grierten Pflanzen-
schutzes und der 
Biodiversität

Zahlreiche integrierte Pflanzenschutzver-
fahren (besonders nichtchemische Pflan-
zenschutzmaßnahmen einschließlich des 
biologischen Pflanzenschutzes) werden 
nicht praktiziert, weil u.a. die Kosten den 
Nutzen der Maßnahmen weit übersteigen. 
Die Förderung von Verfahren des integrier-
ten Pflanzenschutzes und des ökologischen 
Landbaus ist daher ein wichtiger Ausgleich 
und gleichzeitig Anreiz, neue Verfahren auf-
zugreifen, die mit höheren finanziellen Belas-
tungen oder höheren Risiken für Ertrag und 
Qualität verbunden sein können. Viele der 
im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ genannten Maßnahmen un-
terstützen dieses Ziel. 

Diese Maßnahmen zielen dabei nicht im-
mer unmittelbar auf eine Risikominderung 
im Pflanzenschutz ab. Sie unterstützen aber 
die Ziele des nationalen Aktionsplans. Zu 
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solchen Maßnahmen gehören Acker- und 
Gewässerrandstreifenprogramme, die 
Förderung von Blühstreifen und anderen 
Maßnahmen zur Erhaltung oder Erhö-
hung der Biodiversität sowie Maßnah-
men, die eine Erweiterung der Fruchtfol-
ge ermöglichen oder unterstützen, wie 
die Fruchtartendiversifizierung. Größere 
Abstände zu Gewässern durch bewach-
sene Randstreifen senken das Risiko des 
Eintrags von Pflanzenschutzmitteln in 
Oberflächengewässer durch Abdrift oder 

Abschwemmung. Ein gutes Angebot an 
einheimischen Blütenpflanzen im Bereich 
der bewirtschafteten Flächen nutzt allge-
mein der Biodiversität und bietet Honig-
bienen Trachtpflanzen, es kann aber auch 
zur Förderung der Nützlingsfauna beitra-
gen und damit einen positiven Effekt für 
den Pflanzenschutz darstellen. 

Auch der Aspekt der Vorbeugung ist 
nicht zu unterschätzen. Pflanzenbauliche 
Maßnahmen können in bestimmten Fällen 
genutzt werden, um Pflanzenkrankheiten 
und Schädlinge durch die Förderung na-
türlicher Gegenspieler soweit zu unter-
drücken, dass die durch sie verursachten 
Schäden in einem wirtschaftlich vertret-
baren Rahmen bleiben.

Eine direkte Förderung von nichtchemi-
schen Pflanzenschutzmaßnahmen erfolgt 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“, das innerhalb der 
Agrarumwelt- und Kulturlandschafts-
programme der Bundesländer umgesetzt 
wird. Unterstützt werden damit Gärtner 
und Landwirte beim Einsatz von Nützlin-
gen oder die Anwendung von zugelasse-
nen biologischen Pflanzenschutzmitteln. 
Antrage und Informationen halten die 
Landwirtschaftskammern und Landwirt-
schaftsämter bereit (siehe auch Artikel 
auf Seite 39). Die Länder machen von 
diesem Angebot allerdings in sehr unter-
schiedlichem Umfang Gebrauch, so dass 
sie nicht allen Landwirten zur Verfügung 
stehen. So wird der ökologische Land-
bau in Deutschland annähernd flächen-
deckend gefördert, während eine För-
derung von Verfahren des biologischen 
Pflanzenschutzes aus unterschiedlichen 
Gründen nur von wenigen Ländern ange-
boten wird. Hier gilt es für die Zukunft 
zu überlegen, wie dieses Angebot so aus-
gebaut werden kann, dass es auch von 
den Ländern weitergegeben wird.

Der künftige nationale 
Aktionsplan 

Künftig werden Fördermaßnahmen im 
Bereich des integrierten Pflanzenschut-
zes und des ökologischen Landbaus einen 
noch höheren Stellenwert erhalten. Die 
Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über einen Ak-
tionsrahmen der Gemeinschaft für die 
nachhaltige Verwendung von Pestiziden 
(EU-Pflanzenschutz-Rahmen¬richtlinie) 
fordert alle EU-Mitgliedstaaten auf, ent-
sprechende Fördermaßnahmen vorzuse-
hen und Anreize zu setzen, integrierten 

Pflanzenschutz oder ökologischen Land-
bau zu betreiben. So heißt es in Artikel 
14 dieser Richtlinie explizit:

„Die Mitgliedstaaten treffen alle erfor-
derlichen Maßnahmen, um einen Pflan-
zenschutz mit geringer Pestizidverwen-
dung zu fördern, wobei wann immer 
möglich nichtchemischen Methoden 
der Vorzug gegeben wird, so dass be-
rufliche Verwender von Pestiziden un-
ter den für dasselbe Schädlingsproblem 
verfügbaren Verfahren und Produkten 
auf diejenigen mit dem geringsten Risi-
ko für die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt zurückgreifen. Pflanzen-
schutzverfahren mit geringer Pestizid-
verwendung schließen den integrierten 
Pflanzenschutz sowie den ökologischen 
Landbau im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 
2007 über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von 
ökologischen/biologischen Erzeugnis-
sen ein.“

Die Förderung des integrierten Pflan-
zenschutzes wird ein zentrales Element 
des künftigen nationalen Aktionsplans in 
Deutschland sein.

Schlussfolgerungen

Es ist zu bedenken, dass der integrierte 
Pflanzenschutz kein starres Verfahren 
ist. Integrierter Pflanzenschutz basiert 
auf einer Philosophie, die sich in den all-
gemeinen Grundsätzen des integrierten 
Pflanzenschutzes widerspiegelt, und ist 
ein zukunftsorientiertes und extrem dy-
namisches System. Integrierter Pflanzen-
schutz lässt sich daher nicht in Normen 
pressen. Beratungsempfehlungen sind in 
jedem Jahr erneut auszuarbeiten und der 
jeweiligen Lage anzupassen. Erst in der 
Situation vor Ort kann der Berater und 
der Landwirt vor dem Hintergrund sei-
ner Erfahrungen, Standortfaktoren und 
Rahmenbedingungen und ggf. auch Bera-
tungsempfehlungen entscheiden, welches 
konkrete integrierte Pflanzenschutzver-
fahren im Moment für ihn am Besten 
geeignet ist. Neue Pflanzenschutzver-
fahren, neue Techniken oder neue Sor-
ten müssen von der Praxis unmittelbar 
genutzt werden können, um letztendlich 
einen Pflanzenschutz betreiben zu kön-
nen, der den hohen Ansprüchen der 
Pflanzenschutz-Rahmenrichtlinie gerecht 
wird. Dafür ist es ausgesprochen wichtig, 
dass im Rahmen der Reform der gemein-
samen Agrarpolitik nicht vergessen wird, 
entsprechend flexible Rahmenbedingun-
gen zu schaffen.
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